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KURZE BEGRÜNDUNG 

Dieser Vorschlag ist besonders wichtig, weil damit vor allem Normen zur Verbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit unserer europäischen Unternehmen durch Innovation festgelegt werden 

sollen, um so die führende Rolle Europas auf dem globalen Markt im Bereich der Industrie zu 

stärken. 

 

In den Forschungsprozess und in die Schaffung neuer Ideen, Produkte oder Dienstleistungen 

fließen viele Informationen ein, die für die Wettbewerbsfähigkeit der Idee oder des 

Unternehmens von entscheidender Bedeutung sind, gleichwohl durch Rechte des geistigen 

Eigentums nicht geschützt werden können. 

 

Als ergänzende Schutzmöglichkeit können jedoch Geschäftsgeheimnisse geltend gemacht 

werden, bei denen Erwerb, Nutzung und Offenlegung unbedingt auf europäischer Ebene zu 

regeln sind. 

 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz hat die Aspekte, die den Binnenmarkt 

und den Verbraucherschutz betreffen, bewertet, und hat mit überwältigender Mehrheit einen 

Text angenommen, der sehr ausgewogene Lösungen zu den umstrittensten Punkten bietet, 

gleichzeitig aber die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt wurden. 

 

In den Erwägungen wurden einige Punkte klargestellt, die die Auslegung des Rechtstextes 

erleichtern. Insbesondere wurde spezifiziert, dass die Richtlinie die Grundrechte, die 

öffentlichen Interessen, die Mobilität der Arbeitnehmer und das in einigen Mitgliedstaaten 

anerkannte Recht der Gewerkschaften zu Kollektivverhandlungen nicht berührt. 

 

Außerdem wurde es als wichtig erachtet, darauf hinzuweisen, dass dieses Gesetz sich nicht 

nur auf produktbezogene Geschäftsgeheimnisse bezieht, sondern auch auf 

Geschäftsgeheimnisse, bei denen es um Dienstleistungen geht. 

 

Die Definition des Begriffs Geschäftsgeheimnis wurde an die im Titel des 

Richtlinienvorschlags angegebene Bezeichnung angepasst, wobei außerdem präzisiert wurde, 

dass der kommerzielle Wert des Geschäftsgeheimnisses bereits gegeben oder potenziell 

realisierbar sein muss, damit auf diese Weise die korrekte Ausweitung des 

Anwendungsbereichs gewährleistet wird. 

 

Erwerb, Nutzung oder Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen gelten als rechtmäßig, wenn 

dies nach einzelstaatlichem Recht und nach EU-Recht notwendig ist, und der Erwerb, die 

Nutzung oder die Offenlegung auf der Grundlage der Vorschriften zulässig sind, mit denen 

die Rechte des Inhabers des Geschäftsgeheimnisses geschützt werden. Mit dieser Richtlinie 

soll nämlich durch den Schutz des Geschäftsgeheimnisses bei der Erforschung und Schaffung 

neuer Ideen die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen gestärkt werden. 

 

Anders als die Kommission, die in ihrem Vorschlag die Haftung mit dem Grundsatz des 

Vorsatzes (dolus) oder der Nachlässigkeit (culpa) verknüpft, hielt der Ausschuss für 

Binnenmarkt und Verbraucherschutz es zur Verwirklichung dieses Ziels für zweckmäßig, für 
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eine objektive Haftung zu plädieren, damit das Geschäftsgeheimnis und die Unternehmen, 

insbesondere die KMU, noch besser geschützt werden. 

 

Was den Begriff der Befristung betrifft, der zu den strittigsten Punkten gehört, wurde 

beschlossen, eine einheitliche Frist festzulegen, im Unterschied zum Entwurf der 

Kommission, mit einer Mindestfrist und einer maximal zulässigen Frist, und als 

angemessenste Zeitspanne, in der gegebenenfalls eine Maßnahme zum Schutz des 

Geschäftsgeheimnisses durchgeführt werden könnte, wurde ein Zeitraum von drei Jahren 

festgelegt. 

 

Mit der Befristung soll dieser wichtige Aspekt in allen nationalen Rechtsordnungen 

harmonisiert werden, damit für die Akteure überall in der Union das gleiche Recht gilt. Mit 

einer Dauer von drei Jahren dürften allen Interessen vernünftig und in ausgewogener Weise 

Rechnung getragen werden können. 

 

In Bezug auf den Schutz der Arbeitnehmer und deren Mobilität wurde vereinbart, das Recht 

beizubehalten, wonach diese von in früheren Beschäftigungsverhältnissen erlangtem Wissen 

sowie von damals erworbenen Informationen Gebrauch machen dürfen, jedoch innerhalb der 

Grenzen dessen, was gemäß Artikel 3 nicht als unrechtmäßig gilt. 

 

Ebenso wurde beschlossen, dass die Verwendung von Informationen und 

Geschäftsgeheimnissen durch Behörden im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 

gemäß den nationalen oder europäischen Rechtsvorschriften von diesen Bestimmungen 

unberührt bleibt. 

 

Schließlich ist dem Ausschuss die Frage wichtig, die Wahrung der Vertraulichkeit von 

Geschäftsgeheimnissen während und nach Gerichtsverfahren zu stärken, weshalb die Zahl der 

Personen, die Kenntnis von einem Geschäftsgeheimnis erlangen können, eingeschränkt wird. 

 

Mit den Änderungsanträgen des IMCO-Ausschusses, wenn sie denn vom Rechtsausschuss 

übernommen werden, dürfte diese neue Regelung zu einem effizienteren Instrument zur 

Verwirklichung der angestrebten Ziele werden, darunter die Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen und damit des Binnenmarktes, sowie 

eine Verbesserung des Verbraucherschutzes. 

  

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 

Rechtsausschuss, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Offene Innovation ist ein wichtiger 

Hebel für die Schaffung neuen Wissens 

und fördert die Entstehung neuer und 

innovativer Geschäftsmodelle, die sich auf 

die Nutzung gemeinsam geschaffenen 

Wissens stützen. Geschäftsgeheimnisse 

spielen eine wichtige Rolle für den Schutz 

des Wissensaustauschs zwischen 

Unternehmen innerhalb des Binnenmarkts 

und über dessen Grenzen hinaus im 

Forschungs-, Entwicklungs- und 

Innovationskontext. Kooperative 

Forschung, einschließlich einer 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, ist 

insbesondere wichtig, um den Umfang von 

Forschung und Entwicklung der 

Unternehmen im Binnenmarkt zu erhöhen. 

Offene Innovation ist ein Katalysator, der 

es neuen Ideen ermöglicht, sich ihren Weg 

auf den Markt zu bahnen, um 

Verbraucherbedürfnisse zu befriedigen und 

gesellschaftliche Herausforderungen 

anzugehen. In einem Binnenmarkt, in dem 

Hindernisse für eine solche 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf 

ein Minimum reduziert werden und in dem 

die Zusammenarbeit nicht beeinträchtigt 

wird, sollten geistige Schöpfungen und 

Innovationen Investitionen in innovative 

Prozesse, Dienstleistungen und Produkte 

fördern. Ein derartiges Umfeld, das 

geistige Schöpfungen und Innovationen 

begünstigt, ist auch für das 

Beschäftigungswachstum und für die 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der 

Wirtschaft in der Union wichtig. 

Geschäftsgeheimnisse gehören zu den 

gebräuchlichsten Formen des Schutzes 

geistiger Schöpfungen und innovativen 

Know-hows durch Unternehmen, doch 

werden sie gleichzeitig durch den 

bestehenden Rechtsrahmen der Union am 

wenigsten vor rechtwidrigem Erwerb oder 

rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 

durch Dritte geschützt. 

(2) Offene Innovation ist ein wichtiger 

Hebel für die Schaffung neuen Wissens 

und fördert die Entstehung neuer und 

innovativer Geschäftsmodelle, die sich auf 

die Nutzung gemeinsam geschaffenen 

Wissens stützen. Geschäftsgeheimnisse 

spielen eine wichtige Rolle für den Schutz 

des Wissensaustauschs zwischen 

Unternehmen innerhalb des Binnenmarkts 

und über dessen Grenzen hinaus im 

Forschungs-, Entwicklungs- und 

Innovationskontext. Kooperative 

Forschung, einschließlich einer 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, ist 

insbesondere wichtig, um den Umfang von 

Forschung und Entwicklung der 

Unternehmen im Binnenmarkt zu erhöhen. 

Offene Innovation ist ein Katalysator, der 

es neuen Ideen ermöglicht, sich ihren Weg 

auf den Markt zu bahnen, um 

Verbraucherbedürfnisse zu befriedigen und 

gesellschaftliche Herausforderungen 

anzugehen. In einem Binnenmarkt, in dem 

Hindernisse für eine solche 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf 

ein Minimum reduziert werden und in dem 

die Zusammenarbeit nicht beeinträchtigt 

wird, sollten geistige Schöpfungen und 

Innovationen Investitionen in innovative 

Prozesse, Dienstleistungen und Produkte 

fördern. Ein derartiges Umfeld, das 

geistige Schöpfungen und Innovationen 

begünstigt, ist auch für das 

Beschäftigungswachstum und für die 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der 

Wirtschaft in der Union wichtig. 

Geschäftsgeheimnisse gehören zu den 

gebräuchlichsten Formen des Schutzes 

geistiger Schöpfungen und innovativen 

Know-hows durch Unternehmen, doch 

werden sie gleichzeitig durch den 

bestehenden Rechtsrahmen der Union am 

wenigsten vor rechtwidrigem Erwerb oder 

rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 

durch Dritte geschützt. Die Weitergabe 
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von Wissen und Information sollte 

dennoch als wesentlich betrachtet werden, 

damit sich eine positive Dynamik 

entwickeln kann und die Unternehmen, 

vor alle die kleinen und mittleren 

Unternehmen, faire 

Entwicklungschancen bekommen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Es ist angezeigt, auf Unionsebene 

Vorschriften zur Annäherung der 

nationalen Rechtssysteme vorzusehen, 

damit im gesamten Binnenmarkt ein 

ausreichender und kohärenter Rechtsschutz 

bei rechtswidrigem Erwerb oder 

rechtswidriger Nutzung oder Offenlegung 

eines Geschäftsgeheimnisses gewährleistet 

wird. Zu diesem Zweck ist es wichtig, eine 

homogene Definition des Begriffs 

„Geschäftsgeheimnis“ festzulegen, ohne 

den vor widerrechtlicher Aneignung zu 

schützenden Bereich einzuengen. Eine 

solche Definition sollte daher so 

beschaffen sein, dass sie 

Geschäftsinformationen, technologische 

Informationen und Know-how abdeckt, bei 

denen sowohl ein legitimes Interesse an der 

Geheimhaltung als auch die legitime 

Erwartung der Wahrung der 

Vertraulichkeit besteht. Ihrem Wesen nach 

sollte eine solche Definition keine 

belanglosen Informationen enthalten und 

auch nicht das Wissen und die 

Qualifikationen einschließen, die 

Beschäftigte im Zuge der Ausübung ihrer 

üblichen Tätigkeiten erwerben und die den 

Personenkreisen, die üblicherweise mit 

derartigen Informationen umgehen, 

bekannt sind bzw. für sie zugänglich sind. 

(8) Es ist angezeigt, auf Unionsebene 

Vorschriften zur Annäherung der 

nationalen Rechtssysteme vorzusehen, 

damit im gesamten Binnenmarkt ein 

ausreichender und kohärenter 

zivilrechtlicher Schutz bei rechtswidrigem 

Erwerb oder rechtswidriger Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

gewährleistet wird. Zu diesem Zweck ist es 

wichtig, eine homogene Definition des 

Begriffs „Geschäftsgeheimnis“ 

festzulegen, ohne den vor widerrechtlicher 

Aneignung zu schützenden Bereich 

einzuengen. Eine solche Definition sollte 

daher so beschaffen sein, dass sie 

Geschäftsinformationen, technologische 

Informationen und Know-how abdeckt, bei 

denen sowohl ein legitimes Interesse an der 

Geheimhaltung als auch die legitime 

Erwartung der Wahrung der 

Vertraulichkeit besteht. Diese 

Informationen oder dieses Know-how 

sollten außerdem einen kommerziellen 

Wert haben, wobei es sich um einen 

gegebenen oder potenziell realisierbaren 

Wert handeln kann, und deren 

Offenlegung hätte voraussichtlich 

wesentliche nachteilige Auswirkungen für 

die legitimen wirtschaftlichen Interessen 

der Person, die die rechtmäßige Kontrolle 

darüber hat. Ihrem Wesen nach sollte eine 

solche Definition keine belanglosen 
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Informationen enthalten und auch nicht das 

Wissen und die Qualifikationen 

einschließen, die Beschäftigte im Zuge der 

Ausübung ihrer üblichen Tätigkeiten 

erwerben und die den Personenkreisen, die 

üblicherweise mit derartigen Informationen 

umgehen, generell bekannt sind bzw. für 

sie leicht zugänglich sind. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10a) Diese Richtlinie sollte das Recht, 

gemäß nationalem Recht und nationalen 

Gepflogenheiten unter Wahrung des 

Unionsrechts Tarifverträge 

auszuhandeln, abzuschließen und 

durchzusetzen sowie 

Arbeitskampfmaßnahmen zu ergreifen, 

nicht berühren. 

 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 10 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10b) Der Erwerb oder die Offenlegung 

eines Geschäftsgeheimnisses durch eine 

öffentliche Stelle, ob gesetzlich 

vorgeschrieben oder zulässig, sollte nicht 

als rechtswidrige Nutzung oder 

Offenlegung gelten. Ein solcher Erwerb 

oder eine solche Nutzung sollte jedoch 

eindeutig im Rahmen des Auftrags der 

zuständigen öffentlichen Stelle erfolgen, 

und eine Überschreitung dieses 

Aufgabenbereichs sollte eine 
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rechtswidrige Handlung darstellen. 

Begründung 

Es muss klargestellt werden, dass der Erwerb oder die Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses nicht rechtswidrig ist, wenn Auskunftsersuchen von öffentlichen 

Stellen gesetzlich vorgeschrieben sind. 

 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Im Einklang mit dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit sollten die 

Maßnahmen und Rechtsbehelfe zum 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen darauf 

zugeschnitten sein, das Ziel eines 

reibungslos funktionierenden 

Binnenmarkts für Forschung und 

Innovation zu erreichen, ohne andere Ziele 

und Grundsätze des öffentlichen 

Interesses zu gefährden. Deshalb sollten 

die Maßnahmen und Rechtsbehelfe 

gewährleisten, dass die zuständigen 

Justizbehörden dem Wert eines 

Geschäftsgeheimnisses, der Schwere des 

Verhaltens, das zum rechtswidrigen 

Erwerb oder zur rechtswidrigen Nutzung 

oder Offenlegung geführt hat, sowie den 

Auswirkungen des Verhaltens Rechnung 

tragen. Auch sollte sichergestellt sein, dass 

die zuständigen Justizbehörden über die 

Ermessensbefugnis verfügen, die 

Interessen der an einem Rechtsstreit 

beteiligten Parteien und die Interessen 

Dritter, gegebenenfalls auch der 

Verbraucher, gegeneinander abzuwägen. 

(11) Im Einklang mit dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit sollten die 

Maßnahmen und Rechtsbehelfe zum 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen darauf 

zugeschnitten sein, das Ziel eines 

reibungslos funktionierenden 

Binnenmarkts für Forschung und 

Innovation zu erreichen, insbesondere, 

indem sie eine abschreckende Wirkung 

gegen den rechtswidrigen Erwerb, die 

rechtswidrige Nutzung und die 

rechtwidrige Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses zeitigen, ohne die 

Grundrechte und Grundfreiheiten oder 

das Gemeinwohl, etwa die öffentliche 

Sicherheit, den Verbraucherschutz, die 

öffentliche Gesundheit und den 

Umweltschutz, zu gefährden, und ohne 

dass die Mobilität der Arbeitnehmer 

beeinträchtigt wird. Deshalb sollten die 

Maßnahmen und Rechtsbehelfe 

gewährleisten, dass die zuständigen 

Justizbehörden Faktoren wie dem Wert 

eines Geschäftsgeheimnisses, der Schwere 

des Verhaltens, das zum rechtswidrigen 

Erwerb oder zur rechtswidrigen Nutzung 

oder Offenlegung geführt hat, sowie den 

Auswirkungen des Verhaltens Rechnung 

tragen. Auch sollte sichergestellt sein, dass 

die zuständigen Justizbehörden über die 
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Ermessensbefugnis verfügen, die 

Interessen der an einem Rechtsstreit 

beteiligten Parteien und die Interessen 

Dritter, gegebenenfalls auch der 

Verbraucher, gegeneinander abzuwägen. 

 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 12 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Das reibungslose Funktionieren des 

Binnenmarkts würde unterminiert, wenn 

die vorgesehenen Maßnahmen und 

Rechtsbehelfe dazu genutzt würden, nicht 

legitime, mit den Zielen dieser Richtlinie 

unvereinbare Absichten zu verfolgen. 

Daher ist es wichtig sicherzustellen, das die 

Justizbehörden befugt sind, 

missbräuchliches Verhalten von 

Antragstellern zu sanktionieren, die 

unredlich handeln und offensichtlich 

unbegründete Anträge stellen. Ferner muss 

gewährleistet sein, dass die vorgesehenen 

Maßnahmen und Rechtsbehelfe nicht die 

Freiheit der Meinungsäußerung und die 

Informationsfreiheit (die gemäß Artikel 11 

der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union auch die Freiheit der 

Medien und ihre Pluralität beinhalten) oder 

Whistleblowing-Aktivitäten einschränken. 

Daher sollte sich der Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen nicht auf Fälle 

erstrecken, in denen die Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses insoweit dem 

öffentlichen Interesse dient, als ein 

ordnungswidriges Verhalten oder eine 

strafbare Handlung aufgedeckt wird. 

(12) Das reibungslose Funktionieren des 

Binnenmarkts würde unterminiert, wenn 

die vorgesehenen Maßnahmen und 

Rechtsbehelfe dazu genutzt würden, nicht 

legitime Ziele, wie etwa die Schaffung 

ungerechtfertigter Hindernisse für den 

Binnenmarkt oder für die Mobilität der 

Arbeitskräfte, zu verfolgen, die mit den 

Zielen dieser Richtlinie unvereinbar sind. 

Daher ist es wichtig sicherzustellen, das die 

Justizbehörden befugt sind, 

missbräuchliches Verhalten von 

Antragstellern zu sanktionieren, die 

unredlich handeln und offensichtlich 

unbegründete Anträge stellen. Ferner muss 

gewährleistet sein, dass die vorgesehenen 

Maßnahmen und Rechtsbehelfe nicht die 

Freiheit der Meinungsäußerung und die 

Informationsfreiheit (die gemäß Artikel 11 

der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union auch die Freiheit der 

Medien und ihre Pluralität beinhalten) oder 

Whistleblowing-Aktivitäten einschränken. 

Daher sollte sich der Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen nicht auf Fälle 

erstrecken, in denen die Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses insoweit dem 

öffentlichen Interesse dient, als ein 

ordnungswidriges Verhalten oder eine 

strafbare Handlung aufgedeckt wird. 
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Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Im Interesse der Rechtssicherheit und 

angesichts der Tatsache, dass von 

rechtmäßigen Inhabern von 

Geschäftsgeheimnissen erwartet wird, dass 

sie in Bezug auf die Wahrung der 

Vertraulichkeit ihrer wertvollen 

Geschäftsgeheimnisse und auf die 

Überwachung von deren Nutzung eine 

Sorgfaltspflicht wahrnehmen, erscheint es 

angemessen, die Möglichkeit einer 

Klageerhebung zum Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen auf einen 

bestimmten Zeitraum ab dem Datum zu 

beschränken, zu dem die Inhaber des 

Geschäftsgeheimnisses Kenntnis vom 

rechtwidrigen Erwerb oder der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

ihres Geschäftsgeheimnisses durch einen 

Dritten Kenntnis erlangt haben oder Anlass 

zu einer entsprechenden Vermutung hatten. 

(13) Im Interesse des weiteren 

reibungslosen Funktionierens des 

Binnenmarktes für Forschung und 

Innovation sowie im Interesse der 

Rechtssicherheit und angesichts der 

Tatsache, dass von rechtmäßigen Inhabern 

von Geschäftsgeheimnissen erwartet wird, 

dass sie in Bezug auf die Wahrung der 

Vertraulichkeit ihrer wertvollen 

Geschäftsgeheimnisse und auf die 

Überwachung von deren Nutzung eine 

Sorgfaltspflicht wahrnehmen, erscheint es 

angemessen, die Möglichkeit einer 

Klageerhebung zum Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen auf einen Zeitraum 

von drei Jahren ab dem Datum zu 

beschränken, zu dem die Inhaber des 

Geschäftsgeheimnisses Kenntnis vom 

rechtwidrigen Erwerb oder der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

ihres Geschäftsgeheimnisses durch einen 

Dritten Kenntnis erlangt haben oder Anlass 

zu einer entsprechenden Vermutung hatten. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Der rechtswidrige Erwerb eines 

Geschäftsgeheimnisses durch einen Dritten 

könnte verheerende Folgen für den 

rechtmäßigen Inhaber des 

Geschäftsgeheimnisses haben, da es für ihn 

ab dem Zeitpunkt der öffentlichen 

Preisgabe unmöglich würde, die Situation 

vor dem Verlust des 

Geschäftsgeheimnisses wiederherzustellen. 

(15) Der rechtswidrige Erwerb eines 

Geschäftsgeheimnisses durch einen Dritten 

könnte verheerende Folgen für den 

rechtmäßigen Inhaber des 

Geschäftsgeheimnisses haben, da es für ihn 

ab dem Zeitpunkt der öffentlichen 

Preisgabe unmöglich würde, die Situation 

vor dem Verlust des 

Geschäftsgeheimnisses wiederherzustellen. 
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Folglich kommt es entscheidend darauf an, 

zeitnahe und zugängliche vorläufige 

Maßnahmen zur unverzüglichen 

Beendigung des rechtwidrigen Erwerbs 

oder der rechtswidrigen Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

zu treffen. Ein solcher Rechtsbehelf muss 

möglich sein, ohne dass eine 

Sachentscheidung abgewartet werden 

muss, wobei unter Würdigung der 

Umstände des Einzelfalls die 

Verteidigungsrechte und das Prinzip der 

Verhältnismäßigkeit gebührend zu 

berücksichtigen sind. Möglicherweise 

bedarf es auch ausreichender Garantien 

dafür, dass die dem Beklagten im Falle 

eines unbegründeten Antrags entstehenden 

Kosten und Schäden gedeckt werden, 

insbesondere dann, wenn eine zeitliche 

Verzögerung dem rechtmäßigen Inhaber 

eines Geschäftsgeheimnisses irreparable 

Schäden verursachen würde. 

Folglich kommt es entscheidend darauf an, 

zeitnahe und zugängliche vorläufige 

Maßnahmen zur unverzüglichen 

Beendigung des rechtwidrigen Erwerbs 

oder der rechtswidrigen Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

zu treffen, auch für den Fall, dass dieses 

Geschäftsgeheimnis der Erbringung von 

Dienstleistungen dient. Ein solcher 

Rechtsbehelf muss möglich sein, ohne dass 

eine Sachentscheidung abgewartet werden 

muss, wobei unter Würdigung der 

Umstände des Einzelfalls die 

Verteidigungsrechte und das Prinzip der 

Verhältnismäßigkeit gebührend zu 

berücksichtigen sind. Möglicherweise 

bedarf es auch ausreichender Garantien 

dafür, dass die dem Beklagten im Falle 

eines unbegründeten Antrags entstehenden 

Kosten und Schäden gedeckt werden, 

insbesondere dann, wenn eine zeitliche 

Verzögerung dem rechtmäßigen Inhaber 

eines Geschäftsgeheimnisses irreparable 

Schäden verursachen würde. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Aus dem gleichen Grund ist es 

wichtig, Maßnahmen vorzusehen, die eine 

weitere rechtswidrige Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

verhindern. Damit Verbotsmaßnahmen 

wirksam sind, sollte ihre Dauer – sofern 

die Umstände eine Befristung erforderlich 

machen – ausreichend sein, um etwaige 

geschäftliche Vorteile zu beseitigen, die 

der betreffende Dritte möglicherweise aus 

dem rechtswidrigen Erwerb oder der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

des Geschäftsgeheimnisses gezogen hat. 

Maßnahmen dieser Art sollten in keinem 

Fall vollstreckbar werden, wenn die 

(16) Aus dem gleichen Grund ist es 

wichtig, Maßnahmen vorzusehen, die eine 

weitere rechtswidrige Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

verhindern. Damit Verbotsmaßnahmen 

wirksam und verhältnismäßig sind, sollte 

ihre Dauer ausreichend sein, um etwaige 

geschäftliche Vorteile zu beseitigen, die 

der betreffende Dritte möglicherweise aus 

dem rechtswidrigen Erwerb oder der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

des Geschäftsgeheimnisses gezogen hat, 

auch wenn ein solches 

Geschäftsgeheimnis der Erbringung von 

Dienstleistungen dient, und zeitlich 



 

PE541.656v02-00 12/32 AD\1055868DE.doc 

DE 

ursprünglich dem Geschäftsgeheimnis 

unterfallenden Informationen aus Gründen, 

die nicht der Beklagte zu vertreten hat, 

öffentlich verfügbar geworden sind. 

begrenzt sein, damit keine 

ungerechtfertigten Hindernisse für den 

Wettbewerb im Binnenmarkt entstehen. 
Maßnahmen dieser Art sollten in keinem 

Fall vollstreckbar werden, wenn die 

ursprünglich dem Geschäftsgeheimnis 

unterfallenden Informationen aus Gründen, 

die nicht der Beklagte zu vertreten hat, 

öffentlich verfügbar geworden sind. 

 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Ein Geschäftsgeheimnis kann auf 

rechtswidrige Weise für die Konzipierung, 

Herstellung oder Vermarktung von 

Produkten oder deren Bestandteilen 

genutzt werden, die dann im Binnenmarkt 

Verbreitung finden und damit den 

geschäftlichen Interessen des Inhabers des 

Geschäftsgeheimnisses und des 

Funktionierens des Binnenmarkts schaden. 

In derartige Fällen ebenso wie in Fällen, in 

denen das Geschäftsgeheimnis sich 

erheblich auf Qualität, Wert oder Preis des 

Endprodukts oder auf die Kosten auswirkt 

und die Herstellungs- oder 

Vermarktungsprozesse erleichtert oder 

beschleunigt, ist es wichtig, die 

Justizbehörden zu ermächtigen, geeignete 

Maßnahmen anzuordnen, um 

sicherzustellen, dass die betreffenden 

Produkte auf den Markt gebracht bzw. vom 

Markt genommen werden. Mit Blick auf 

die globale Natur des Handels ist es auch 

erforderlich, dass die Maßnahmen ein 

Verbot der Einfuhr dieser Produkte in die 

Union oder ihrer Lagerung zum Zwecke 

einer Vermarktung beinhalten. Mit Blick 

auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

sollten Abhilfemaßnahmen nicht unbedingt 

die Vernichtung der Produkte anstreben, 

(17) Ein Geschäftsgeheimnis kann auf 

rechtswidrige Weise für die Konzipierung, 

Herstellung oder Vermarktung von 

Produkten oder deren Bestandteilen 

genutzt werden, die dann im Binnenmarkt 

Verbreitung finden und damit den 

geschäftlichen Interessen des Inhabers des 

Geschäftsgeheimnisses und des 

Funktionierens des Binnenmarkts schaden. 

In den Fällen, in denen der rechtswidrige 

Erwerb nachgewiesen wurde, ebenso wie 

in Fällen, in denen das Geschäftsgeheimnis 

sich erheblich auf Qualität, Wert oder Preis 

des Endprodukts oder auf die Kosten 

auswirkt und die Herstellungs- oder 

Vermarktungsprozesse erleichtert oder 

beschleunigt, ist es wichtig, die 

Justizbehörden zu ermächtigen, geeignete 

Maßnahmen anzuordnen, um 

sicherzustellen, dass die betreffenden 

Produkte auf den Markt gebracht bzw. vom 

Markt genommen werden. Mit Blick auf 

die globale Natur des Handels ist es auch 

erforderlich, dass die Maßnahmen ein 

Verbot der Einfuhr dieser Produkte in die 

Union oder ihrer Lagerung zum Zwecke 

einer Vermarktung beinhalten. Mit Blick 

auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

sollten Abhilfemaßnahmen nicht unbedingt 
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wenn andere gangbare Möglichkeiten 

bestehen, wie etwa die Beseitigung der 

rechtsverletzenden Eigenschaft des 

Produkts oder eine Verwertung der 

Produkte außerhalb des Marktes, 

beispielsweise in Form von Schenkungen 

an wohltätige Organisationen. 

die Vernichtung der Produkte anstreben, 

wenn andere gangbare Möglichkeiten 

bestehen, wie etwa die Beseitigung der 

rechtsverletzenden Eigenschaft des 

Produkts oder eine Verwertung der 

Produkte außerhalb des Marktes, 

beispielsweise in Form von Schenkungen 

an wohltätige Organisationen. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 27 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(27) Diese Richtlinie sollte die Anwendung 

der Wettbewerbsvorschriften, insbesondere 

der Artikel 101 und 102 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union 

unberührt lassen. Die in dieser Richtlinie 

vorgesehenen Maßnahmen dürfen nicht 

dazu verwendet werden, den Wettbewerb 

entgegen den Vorschriften des Vertrags in 

unzulässiger Weise einzuschränken. 

(27) Diese Richtlinie sollte die Anwendung 

der Wettbewerbsvorschriften, insbesondere 

der Artikel 101 und 102 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union 

unberührt lassen. Die in dieser Richtlinie 

vorgesehenen Maßnahmen dürfen nicht 

dazu verwendet werden, den Wettbewerb 

entgegen den Vorschriften des Vertrags in 

unfairer Weise einzuschränken, den 

Zugang zum Binnenmarkt zu verzögern 

und/oder die Mobilität der Arbeitskräfte 

zu behindern. 

 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 28 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Die Maßnahmen zum Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem 

Erwerb oder rechtswidriger Nutzung oder 

Offenlegung sollten die Anwendung 

etwaiger sonstiger relevanter 

Rechtsvorschriften in anderen Bereichen, 

einschließlich der Rechte des geistigen 

Eigentums, des Rechts auf Privatsphäre, 

(28) Die Maßnahmen zum Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem 

Erwerb oder rechtswidriger Nutzung oder 

Offenlegung sollten die Anwendung 

etwaiger sonstiger relevanter 

Rechtsvorschriften in anderen Bereichen, 

etwa Umweltschutz und Umwelthaftung, 

Verbraucherschutz, Gesundheits- und 
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des Zugangs zu Dokumenten und des 

Vertragsrechts, unberührt lassen. Im Falle 

einer Überschneidung des 

Anwendungsbereichs der Richtlinie 

2004/48/EG des Europäischen Parlament 

und des Rates8 und des 

Anwendungsbereichs dieser Richtlinie geht 

diese Richtlinie als Lex specialis der 

anderen Richtlinie vor – 

Sicherheitsauflagen, 

Gesundheitsschutzes, Rechte des geistigen 

Eigentums, Recht auf Privatsphäre, 

Zugang zu Dokumenten und Information 

und Vertragsrecht, unberührt lassen. Im 

Falle einer Überschneidung des 

Anwendungsbereichs der Richtlinie 

2004/48/EG des Europäischen Parlament 

und des Rates8 und des 

Anwendungsbereichs dieser Richtlinie geht 

diese Richtlinie als Lex specialis der 

anderen Richtlinie vor – 

__________________ __________________ 

8 Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 zur Durchsetzung der 

Rechte am geistigen Eigentum (ABl. L 157 

vom 30.4.2004, S. 45). 

8 Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 zur Durchsetzung der 

Rechte am geistigen Eigentum (ABl. L 157 

vom 30.4.2004, S. 45). 

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Richtlinie legt Vorschriften für den 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor 

rechtswidrigem Erwerb, rechtswidriger 

Nutzung und rechtswidriger Offenlegung 

fest. 

Diese Richtlinie legt Vorschriften für den 

Schutz vor dem Erwerb, der Nutzung und 

Offenlegung von vertraulichem Know-

how und Geschäftsinformationen 

(Geschäftsgeheimnissen) fest. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Richtlinie 

 Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1) „Geschäftsgeheimnis“: Informationen, 

die alle nachstehenden Kriterien erfüllen: 

1) „Geschäftsgeheimnis“: Know-how und 

Geschäftsinformationen, die alle 

nachstehenden Kriterien erfüllen: 
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Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) sie sind von kommerziellem Wert, weil 

sie geheim sind; 

b) sie sind von realem oder potenziellem 

kommerziellem Wert, weil sie geheim 

sind; 

 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) sie sind Gegenstand von den Umständen 

entsprechenden angemessenen 

Geheimhaltungsmaßnahmen der Person, 

die die rechtmäßige Kontrolle über die 

Informationen besitzt; 

c) sie sind Gegenstand von den Umständen 

entsprechenden angemessenen 

Geheimhaltungsmaßnahmen des Inhabers 

des Geschäftsgeheimnisses; 

Begründung 

Änderung zwecks Übereinstimmung mit der in Artikel 2 Absatz 2 verwendeten Terminologie. 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ca) sie betreffen Beweismittel oder andere 

vertrauliche Daten, deren Ausarbeitung 

mit erheblichen Anstrengungen 

verbunden ist und deren Vorlage von 

einer Genehmigung zur Markteinführung 

von chemischen, pharmazeutischen oder 

landwirtschaftlichen Produkten abhängt, 

bei denen neue chemische Stoffe zum 
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Einsatz kommen. 

 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4) „rechtsverletzende Produkte“: Produkte, 

deren Konzeption, Qualität, 

Herstellungsprozess oder Marketing in 

erheblichem Umfang auf rechtswidrig 

erworbenen, genutzten oder offengelegen 

Geschäftsgeheimnissen basieren. 

4) „rechtsverletzende Produkte“: Produkte, 

deren Konzeption, Qualität, Merkmale, 

Funktionsweise, Herstellungsprozess oder 

Marketing auf rechtswidrig erworbenen, 

genutzten oder offengelegten 

Geschäftsgeheimnissen basieren. 

Begründung 

Durch Hinzufügen der Begriffe „Merkmale“ und „Funktionsweise“ werden andere Aspekte 

aufgegriffen, die über den Aspekt der Qualität der Produkte hinausgehen. Ein Produkt sollte 

als rechtverletzend betrachtet werden, wenn es um eine rechtswidrige Aneignung von 

Geschäftsgeheimnissen geht, unabhängig davon, in welchem Umfang dies erfolgt ist. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 2 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Der Erwerb eines 

Geschäftsgeheimnisses ohne Zustimmung 

dessen Inhabers ist als rechtswidrig zu 

betrachten, soweit er vorsätzlich oder grob 

fahrlässig erfolgt durch 

2. Der Erwerb eines 

Geschäftsgeheimnisses ohne Zustimmung 

dessen Inhabers ist als rechtswidrig zu 

betrachten, soweit er durch die 

nachstehend aufgeführten 

Vorgehensweisen erfolgt: 

 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe a 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) unbefugten Zugang zu oder Kopie von 

Dokumenten, Gegenständen, Materialien, 

Stoffen oder elektronischen Dateien, die 

der rechtmäßigen Kontrolle durch den 

Inhaber des Geschäftsgeheimnisses 

unterliegen und die das 

Geschäftsgeheimnis enthalten oder aus 

denen sich das Geschäftsgeheimnis 

ableiten lässt; 

a) unbefugten Zugang zu oder Kopie von 

Dokumenten, Gegenständen, Materialien, 

Stoffen oder elektronischen Dateien, die 

der rechtmäßigen Kontrolle durch den 

Inhaber des Geschäftsgeheimnisses 

unterliegen und die das 

Geschäftsgeheimnis enthalten; 

Begründung 

Es muss klargestellt werden, dass der Inhaber des Geschäftsgeheimnisses nur vor dem 

rechtwidrigen Erwerb des Geschäftsgeheimnisses geschützt ist, nicht aber vor „Reverse 

Engineering“, das rechtmäßig ist. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 3 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Nutzung oder Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses ist als rechtwidrig 

anzusehen, wenn sie ohne Zustimmung des 

Inhabers des Geschäftsgeheimnisses, 

vorsätzlich oder grob fahrlässig durch eine 

Person erfolgt, auf die eine der folgenden 

Bedingungen zutrifft: 

3. Die Nutzung oder Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses ist als rechtswidrig 

anzusehen, wenn sie ohne Zustimmung des 

Inhabers des Geschäftsgeheimnisses durch 

eine Person erfolgt, auf die eine der 

folgenden Bedingungen zutrifft: 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Ebenfalls als rechtwidrig anzusehen ist 

die Nutzung oder Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses, wenn eine Person 

zum Zeitpunkt der Nutzung oder 

Offenlegung wusste oder unter den 

4. Ebenfalls als rechtswidrig anzusehen 

sind der Erwerb, die Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses, 

wenn eine Person zum Zeitpunkt des 

Erwerbs, der Nutzung oder der 
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gegebenen Umständen hätte wissen 

müssen, dass sie über eine andere Person in 

Besitz des Geschäftsgeheimnisses gelangt 

ist, die dieses rechtwidrig im Sinne des 

Absatzes 3 genutzt oder offengelegt hat. 

Offenlegung wusste oder unter den 

gegebenen Umständen hätte wissen 

müssen, dass sie unmittelbar oder 

mittelbar über eine andere Person in Besitz 

des Geschäftsgeheimnisses gelangt ist, die 

dieses rechtswidrig im Sinne des 

Absatzes 3 genutzt oder offengelegt hat. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Das bewusste und vorsätzliche 

Herstellen, Anbieten oder Vermarkten 

rechtsverletzender Produkte oder die 

Einfuhr, Ausfuhr oder Lagerung 

rechtverletzender Produkte für diese 

Zwecke stellt eine rechtwidrige Nutzung 

eines Geschäftsgeheimnisses dar. 

5. Das Herstellen, Anbieten oder 

Inverkehrbringen von rechtsverletzenden 

Produkten oder die Einfuhr, Ausfuhr oder 

Lagerung von rechtsverletzenden 

Produkten für diese Zwecke stellen 

ebenfalls eine rechtswidrige Nutzung eines 

Geschäftsgeheimnisses dar, wenn die 

Person, die diese Tätigkeiten durchführt, 

wusste oder unter den gegebenen 

Umständen hätte wissen müssen, dass das 

Geschäftsgeheimnis rechtswidrig im 

Sinne des Absatzes 3 genutzt wurde. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 4  

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der Erwerb von Geschäftsgeheimnissen 

gilt als rechtmäßig, wenn er auf eine der 

folgenden Weisen erfolgt: 

1. Der Erwerb von Geschäftsgeheimnissen 

gilt als rechtmäßig, wenn er auf eine der 

folgenden Weisen erfolgt: 

a) unabhängige Entdeckung oder 

Schaffung; 

a) unabhängige Entdeckung oder 

Schaffung; 

b) Beobachtung, Untersuchung, Rückbau 

oder Testen eines Produkts oder 

Gegenstands, das bzw. der öffentlich 

verfügbar gemacht wurde oder sich im 

b) Beobachtung, Untersuchung, Rückbau 

oder Testen eines Produkts oder 

Gegenstands, das bzw. der öffentlich 

verfügbar gemacht wurde oder sich im 
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rechtmäßigen Besitz des Erwerbers der 

Information befindet; 

rechtmäßigen Besitz des Erwerbers der 

Information befindet, der keinerlei 

rechtsgültigen Pflicht zur Beschränkung 

des Erwerbs des Geschäftsgeheimnisses 

unterliegt; 

c) Wahrnehmung des Rechts von 

Arbeitnehmervertreten auf Information und 

Anhörung im Einklang mit den 

Rechtvorschriften und/oder Praktiken auf 

Unionsebene und/oder nationaler Ebene; 

c) Wahrnehmung des Rechts von 

Arbeitnehmervertreten auf Information und 

Anhörung im Einklang mit den 

Rechtvorschriften und/oder Praktiken auf 

Unionsebene und/oder nationaler Ebene; 

c) jede andere Vorgehensweise, die unter 

den gegebenen Umständen mit einer 

seriösen Geschäftspraxis vereinbar ist. 

d) jede andere Vorgehensweise, die unter 

den gegebenen Umständen mit einer 

seriösen Geschäftspraxis vereinbar ist. 

 Erwerb, Nutzung oder Offenlegung von 

Geschäftsgeheimnissen gelten insofern 

als rechtmäßig, als diese Vorgänge durch 

Unionsrecht oder einzelstaatliches Recht 

vorgeschrieben und nach Maßgabe 

national- oder unionsrechtlicher 

Bestimmungen erlaubt sind, wonach die 

Rechte der Inhaber von 

Geschäftsgeheimnissen geschützt werden. 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

kein Anspruch auf Inanspruchnahme der 

in dieser Richtlinie vorgesehenen 

Maßnahmen, Verfahren und 

Rechtsbehelfe besteht, wenn der 
angebliche Erwerb bzw. die angebliche 

Nutzung oder Offenlegung des 

Geschäftsgeheimnisses in einer der 

folgenden Situationen erfolgt ist: 

2. Erwerb, Nutzung oder Offenlegung von 

Geschäftsgeheimnissen gelten als 

rechtmäßig, sofern der angebliche Erwerb 

bzw. die angebliche Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses in 

einer der folgenden Situationen erfolgt ist: 

a) zum Zwecke der rechtmäßigen 

Wahrnehmung des Rechts auf Freiheit der 

Meinungsäußerung und 

Informationsfreiheit; 

a) zum Zwecke der rechtmäßigen 

Wahrnehmung des Rechts auf Freiheit der 

Meinungsäußerung und 

Informationsfreiheit; 

b) zum Zwecke der Aufdeckung eines 

ordnungswidrigen Verhaltens, einer 

strafbaren Handlung oder einer illegalen 

Tätigkeit des Antragstellers, sofern der 

angebliche Erwerb bzw. die angebliche 

Nutzung oder Offenlegung des 

Geschäftsgeheimnisses für die Aufdeckung 

erforderlich war und der Beklagte im 

öffentlichen Interesse handelte; 

b) zum Zwecke der Aufdeckung eines 

ordnungswidrigen Verhaltens, einer 

strafbaren Handlung oder einer illegalen 

Tätigkeit, sofern der angebliche Erwerb 

bzw. die angebliche Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses 

für die Aufdeckung erforderlich war und 

der Beklagte im öffentlichen Interesse 

handelte; 

c) das Geschäftsgeheimnis wurde von c) das Geschäftsgeheimnis wurde von 
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Arbeitnehmern gegenüber ihren Vertretern 

im Rahmen der rechtmäßigen Ausübung 

von deren Vertretungsbefugnissen 

offengelegt; 

Arbeitnehmern gegenüber ihren Vertretern 

im Rahmen der rechtmäßigen Ausübung 

von deren Vertretungsbefugnissen gemäß 

nationalem Recht und Unionsrecht und 

nach Maßgabe der einschlägigen 

Gepflogenheiten offengelegt; 

d) zur Erfüllung einer nichtvertraglichen 

Verpflichtung; 

 

e) zum Schutz eines legitimen Interesses. e) zum Schutz eines durch das 

Unionsrecht oder das einzelstaatliche 

Recht anerkannten legitimen Interesses. 

 2a. Diese Richtlinie berührt nicht: 

 (a) die Anwendung von Vorschriften der 

Union oder der Mitgliedstaaten, nach 

denen die Inhaber von 

Geschäftsgeheimnissen verpflichtet sind, 

aus Gründen des öffentlichen Interesses 

Informationen, auch 

Geschäftsgeheimnisse, gegenüber den 

Behörden offenzulegen, damit sie ihre 

Aufgaben wahrnehmen können; 

 b) die Nutzung von in früheren 

Beschäftigungsverhältnissen erlangtem 

Wissen sowie damals erworbener 

Qualifikationen und Kompetenzen der 

Arbeitnehmer, soweit dies nicht durch 

Artikel 3 abgedeckt ist. 

 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) die die Entstehung von Barrieren für 

den rechtmäßigen Handel im Binnenmarkt 

verhindert, 

b) die verhindert, dass Barrieren für den 

rechtmäßigen Handel, den Wettbewerb 

und die Mobilität der Arbeitnehmer im 

Binnenmarkt entstehen, 
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Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

Klagen auf Inanspruchnahme der in dieser 

Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen, 

Verfahren und Rechtsbehelfe innerhalb 

eines Zeitraums von mindestens einem 

Jahr, jedoch nicht später als zwei Jahre 
nach dem Zeitpunkt einzureichen sind, zu 

dem der Antragsteller Kenntnis von dem 

letzten Umstand erlangt hat, der Grund für 

die Klage war, oder Anlass zu einer 

entsprechenden Vermutung bestand. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

Klagen auf Inanspruchnahme der in dieser 

Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen, 

Verfahren und Rechtsbehelfe innerhalb 

eines Zeitraums von drei Jahren nach dem 

Zeitpunkt einzureichen sind, zu dem der 

Antragsteller Kenntnis von dem letzten 

Umstand erlangt hat, der Grund für die 

Klage war, oder Anlass zu einer 

entsprechenden Vermutung bestand. 

 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 

Parteien, ihre gesetzlichen Vertreter, 

Gerichtsbedienstete, Zeugen, 

Sachverständige und alle sonstigen 

Personen, die an dem Gerichtsverfahren, 

das den rechtswidrigen Erwerb oder die 

rechtswidrige Nutzung oder Offenlegung 

eines Geschäftsgeheimnisses zum 

Gegenstand hat, beteiligt sind oder die 

Zugang zu Dokumenten haben, die Teil des 

Gerichtsverfahrens sind, nicht befugt sind, 

ein Geschäftsgeheimnis oder ein 

angebliches Geschäftsgeheimnis, von dem 

sie aufgrund der Teilnahme an dem 

Verfahren oder des Zugang zu den 

Dokumenten Kenntnis erlangt haben, zu 

nutzen oder offenzulegen. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 

Parteien, ihre gesetzlichen Vertreter, 

Gerichtsbedienstete, Zeugen, 

Sachverständige und alle sonstigen 

Personen, die an dem Gerichtsverfahren, 

das den rechtswidrigen Erwerb oder die 

rechtswidrige Nutzung oder Offenlegung 

eines Geschäftsgeheimnisses zum 

Gegenstand hat, beteiligt sind oder die 

Zugang zu Dokumenten haben, die Teil des 

Gerichtsverfahrens sind, nicht befugt sind, 

ein Geschäftsgeheimnis oder ein 

angebliches Geschäftsgeheimnis, von dem 

sie aufgrund der Teilnahme an dem 

Verfahren oder des Zugang zu den 

Dokumenten Kenntnis erlangt haben, zu 

nutzen oder offenzulegen. Die 

Mitgliedstaaten können ferner die 
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zuständigen Justizbehörden ermächtigen, 

solche Maßnahmen auf eigene Initiative 

zu ergreifen. 

 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die in Unterabsatz 1 genannte 

Verpflichtung gilt nicht mehr, sofern eine 

der folgenden Situationen eintritt: 

Die in Unterabsatz 1 genannte 

Verpflichtung besteht bis zum Abschluss 

des Gerichtsverfahrens weiter. In jedem 

Fall gilt die Verpflichtung nicht mehr, 

sofern eine der folgenden Situationen 

eintritt: 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) Im Laufe des Verfahrens wird 

festgestellt, dass das angebliche 

Geschäftsgeheimnis nicht die in Artikel 2 

Absatz 1 genannten Kriterien erfüllt. 

a) Es wird im Zuge einer rechtskräftigen 

Entscheidung festgestellt, dass das 

angebliche Geschäftsgeheimnis nicht die in 

Artikel 1 Nummer 2 genannten Kriterien 

erfüllt. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten stellen des Weiteren 

sicher, dass die zuständigen Justizbehörden 

auf einen ordnungsgemäß begründeten 

Antrag einer Partei hin spezifische 

Maßnahmen treffen können, die 

erforderlich sind, um die Vertraulichkeit 

Die Mitgliedstaaten stellen des Weiteren 

sicher, dass die zuständigen Justizbehörden 

auf einen begründeten Antrag einer Partei 

hin spezifische Maßnahmen treffen 

können, die erforderlich sind, um die 

Vertraulichkeit eines 
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eines Geschäftsgeheimnisses oder eines 

angeblichen Geschäftsgeheimnisses, auf 

das im Laufe des Gerichtsverfahrens im 

Zusammenhang mit dem rechtswidrigen 

Erwerb oder der rechtswidrigen Nutzung 

oder Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses Bezug genommen 

wird, zu wahren. 

Geschäftsgeheimnisses oder eines 

angeblichen Geschäftsgeheimnisses, auf 

das im Laufe des Gerichtsverfahrens im 

Zusammenhang mit dem rechtswidrigen 

Erwerb oder der rechtswidrigen Nutzung 

oder Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses Bezug genommen 

wird, zu wahren. Die Mitgliedstaaten 

können außerdem die zuständigen 

Justizbehörden ermächtigen, von Amts 

wegen Maßnahmen zu erlassen. 

 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) den Zugang zu von den Parteien oder 

Dritten vorgelegten Dokumenten, die 

Geschäftsgeheimnisse enthalten, ganz oder 

teilweise zu beschränken; 

a) den Zugang zu von den Parteien oder 

Dritten vorgelegten Dokumenten, die 

Geschäftsgeheimnisse enthalten, ganz oder 

teilweise zu beschränken, unter der 

Voraussetzung, dass beide beteiligten 

Parteien oder deren Vertreter Zugang zu 

ihnen haben; 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag soll gewährleistet werden, dass beide Parteien Zugang zu den 

Informationen haben, die einen wesentlichen Bezug zum Inhalt des Falles haben. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

b) den Zugang zu Anhörungen, bei denen 

unter Umständen Geschäftsgeheimnisse 

offengelegt werden, und zu den 

entsprechenden Aufzeichnungen oder 

Abschriften zu beschränken; unter 

außergewöhnlichen Umständen und 

b) den Zugang zu Anhörungen, bei denen 

unter Umständen Geschäftsgeheimnisse 

oder angebliche Geschäftsgeheimnisse 
offengelegt werden, und zu den 

entsprechenden Aufzeichnungen oder 

Abschriften auf eine begrenzte Anzahl von 
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vorbehaltlich einer angemessenen 

Begründung können die zuständigen 

Justizbehörden den Zugang der Parteien 

zu diesen Anhörungen beschränken und 

anordnen, dass solche Anhörungen nur 

in Gegenwart der gesetzlichen Vertreter 

der Parteien und der 

Geheimhaltungspflicht gemäß Absatz 1 

unterliegender autorisierter 

Sachverständiger stattfinden; 

Personen zu beschränken, vorausgesetzt 

mindestens eine Person jeder Partei, ihr 

jeweiliger Rechtsanwalt oder 

Verfahrensvertreter und 

Gerichtsbedienstete erhalten 

unbeschränkten Zugang zu diesen 

Anhörungen, Aufzeichnungen oder 

Abschriften; 

 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 8 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Bei der Entscheidung über 

Genehmigung oder Ablehnung des 

Antrags gemäß Absatz 2 und der 

Beurteilung der Verhältnismäßigkeit tragen 

die zuständigen Justizbehörden den 

legitimen Interessen der Parteien und 

gegebenenfalls etwaiger Dritter sowie dem 

möglichen Schaden Rechnung, der einer 

der Parteien und gegebenenfalls etwaigen 

Dritten durch die Genehmigung oder 

Ablehnung des Antrags entstehen kann. 

3. Bei der Entscheidung über 

Genehmigung oder Ablehnung von 

Maßnahmen zur Wahrung des 

Geschäftsgeheimnisses und der 

Beurteilung ihrer Verhältnismäßigkeit 

tragen die zuständigen Justizbehörden der 

Notwendigkeit, das Recht auf einen 

wirksamen Rechtsbehelf und ein faires 

Verfahren zu gewährleisten, den legitimen 

Interessen der Parteien und gegebenenfalls 

etwaiger Dritter sowie dem möglichen 

Schaden Rechnung, der einer der Parteien 

und gegebenenfalls etwaigen Dritten durch 

die Genehmigung oder Ablehnung des 

Antrags entstehen kann. 

 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 9 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden auf Antrag 

des Inhabers des Geschäftsgeheimnisses 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.) 
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eine der folgenden vorläufigen oder 

vorbeugenden Maßnahmen gegen den 

angeblichen Rechtsverletzer verhängen 

können: 

Begründung 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 9 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Justizbehörden die Fortsetzung des 

angeblich rechtswidrigen Erwerbs oder der 

angeblich rechtswidrigen Nutzung oder 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

von der Hinterlegung von Sicherheiten 

abhängig machen, durch die eine 

Entschädigung des Inhabers des 

Geschäftsgeheimnisses sichergestellt 

werden kann. 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Justizbehörden als Alternative zu den 

in Absatz 1 festgelegten Maßnahmen die 

Fortsetzung des angeblich rechtswidrigen 

Erwerbs, der angeblich rechtswidrigen 

Nutzung oder Offenlegung eines 

Geschäftsgeheimnisses von der 

Hinterlegung von Sicherheiten abhängig 

machen, durch die eine Entschädigung des 

Inhabers des Geschäftsgeheimnisses 

sichergestellt werden kann. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden in Bezug 

auf die in Artikel 9 genannten Maßnahmen 

befugt sind, vom Antragsteller einen 

mutmaßlich ohne Probleme zu 

beschaffenden Nachweis zu verlangen, 

anhand dessen sie sich davon überzeugen 

können, dass tatsächlich ein 

Geschäftsgeheimnis vorliegt, dass der 

Antragsteller der rechtmäßige Inhaber 

dieses Geschäftsgeheimnisses ist und dass 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden in Bezug 

auf die in Artikel 9 genannten Maßnahmen 

befugt sind, vom Antragsteller einen 

mutmaßlich ohne Probleme zu 

beschaffenden Nachweis zu verlangen, 

anhand dessen sie sich davon überzeugen 

können, dass es sich im betreffenden Fall 

um ein Geschäftsgeheimnis handelt, dass 

der Antragsteller der Inhaber dieses 

Geschäftsgeheimnisses ist und dass das 



 

PE541.656v02-00 26/32 AD\1055868DE.doc 

DE 

das Geschäftsgeheimnis auf rechtswidrige 

Weise erworben, genutzt oder offengelegt 

wurde oder dass ein rechtswidriger Erwerb 

oder eine rechtswidrige Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses 

droht. 

Geschäftsgeheimnis auf rechtswidrige 

Weise erworben, genutzt oder offengelegt 

wurde oder dass ein rechtswidriger Erwerb 

oder eine rechtswidrige Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses 

droht. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden bei der 

Entscheidung über die Genehmigung oder 

Ablehnung eines Antrags und der 

Beurteilung der Verhältnismäßigkeit 

folgenden Aspekten Rechnung tragen: 

Wert des Geschäftsgeheimnisses, zum 

Schutz des Geschäftsgeheimnisses 

getroffene Maßnahmen, Verhalten des 

Beklagten bei Erwerb, Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses, 

Folgen der rechtswidrigen Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses, 

legitime Interessen der Parteien und 

Auswirkungen, die die Genehmigung oder 

Ablehnung der Maßnahmen für die 

Parteien haben könnte, legitime Interessen 

Dritter, öffentliches Interesse und Schutz 

der Grundrechte, einschließlich Freiheit der 

Meinungsäußerung und 

Informationsfreiheit. 

2. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden bei der 

Entscheidung über die Genehmigung oder 

Ablehnung eines Antrags und der 

Beurteilung der Verhältnismäßigkeit 

sämtlichen Sachverhaltsaspekten 
Rechnung tragen, nämlich dem Wert des 

Geschäftsgeheimnisses, den zum Schutz 

des Geschäftsgeheimnisses getroffenen 

Maßnahmen, dem Verhalten des Beklagten 

bei Erwerb, Nutzung oder Offenlegung des 

Geschäftsgeheimnisses, den Folgen der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

des Geschäftsgeheimnisses, den legitimen 

Interessen der Parteien und den 

Auswirkungen, die die Genehmigung oder 

Ablehnung der Maßnahmen für die 

Parteien haben könnte, den legitimen 

Interessen Dritter, dem öffentlichen 

Interesse und dem Schutz der Grundrechte, 

einschließlich Freiheit der 

Meinungsäußerung und 

Informationsfreiheit. 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 10 – Absatz 4 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden die in 

Artikel 9 genannten vorläufigen 

Maßnahmen davon abhängig machen 

können, dass der Antragsteller eine 

angemessene Sicherheit stellt oder eine 

gleichwertige Versicherung abgibt, durch 

die der Ausgleich eines dem Beklagten 

oder einer etwaigen anderen von den 

Maßnahmen betroffenen Person 

entstandenen Schadens gewährleistet wird. 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung). 

Begründung 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 11 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden für den 

Fall, dass ein rechtswidriger Erwerb, eine 

rechtswidrige Nutzung oder eine 

rechtswidrige Offenlegung gerichtlich 

festgestellt wird, auf Wunsch des 

Antragstellers folgende Maßnahmen gegen 

den Rechtsverletzter anordnen können: 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden für den 

Fall, dass ein rechtswidriger Erwerb, eine 

rechtswidrige Nutzung oder eine 

rechtswidrige Offenlegung gerichtlich 

festgestellt wird, auf Wunsch des 

Antragstellers eine oder mehrere der 

folgenden Maßnahmen gegen den 

Rechtsverletzer anordnen können: 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 11 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) eine Verletzungserklärung; entfällt 
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Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 

Justizbehörden bei der Prüfung eines 

Antrags auf Unterlassungsverfügung oder 

andere in Artikel 11 vorgesehene 

Abhilfemaßnahmen und bei der 

Beurteilung von deren Verhältnismäßigkeit 

folgenden Aspekten Rechnung tragen: 

Wert des Geschäftsgeheimnisses, zum 

Schutz des Geschäftsgeheimnisses 

getroffene Maßnahmen, Verhalten des 

Rechtsverletzers bei Erwerb, Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses, 

Folgen der rechtwidrigen Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses, 

legitime Interessen der Parteien und 

Auswirkungen, die die Genehmigung oder 

Ablehnung der Maßnahmen für die 

Parteien haben könnte, legitime Interessen 

Dritter, öffentliches Interesse und Schutz 

der Grundrechte, einschließlich 

Meinungsfreiheit und Informationsfreiheit. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 

Justizbehörden bei der Prüfung eines 

Antrags auf Unterlassungsverfügung oder 

andere in Artikel 11 vorgesehene 

Abhilfemaßnahmen und bei der 

Beurteilung von deren Verhältnismäßigkeit 

den spezifischen Umständen des Falls 
Rechnung tragen müssen. Gegebenenfalls 

ist dabei Folgendes zu beurteilen: Wert 

des Geschäftsgeheimnisses, zum Schutz 

des Geschäftsgeheimnisses getroffene 

Maßnahmen, Verhalten des 

Rechtsverletzers bei Erwerb, Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses, 

Folgen der rechtwidrigen Nutzung oder 

Offenlegung des Geschäftsgeheimnisses, 

legitime Interessen der Parteien und 

Auswirkungen, die die Genehmigung oder 

Ablehnung der Maßnahmen für die 

Parteien haben könnte, legitime Interessen 

Dritter, öffentliches Interesse und Schutz 

der Grundrechte, einschließlich 

Meinungsfreiheit und Informationsfreiheit. 

 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Falls die zuständigen Behörden die Dauer 

der Maßnahme gemäß Artikel 11 Absatz 1 

Buchstabe a begrenzen, muss die Dauer 

ausreichen, um sämtliche kommerziellen 

oder wirtschaftlichen Vorteile zu 

beseitigen, die der Rechtsverletzer aus dem 

rechtwidrigen Erwerb oder der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Behörden die Dauer der 

Maßnahme gemäß Artikel 11 Absatz 1 

Buchstabe a dahingehend begrenzen, dass 

sie ausreicht, um sämtliche kommerziellen 

oder wirtschaftlichen Vorteile zu 

beseitigen, die der Rechtsverletzer aus dem 

rechtwidrigen Erwerb oder der 
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des Geschäftsgeheimnisses gezogen haben 

könnte. 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

des Geschäftsgeheimnisses gezogen haben 

könnte. 

Begründung 

Wenn der Beklagte aus der widerrechtlichen Aneignung eines Geschäftsgeheimnisses keine 

geschäftlichen Vorteile mehr gewinnen kann, dient eine weitere Verlängerung der 

Unterlassungsverfügung lediglich dem Zweck der Abschreckung und der Sanktionen, 

behindert aber gleichzeitig Wettbewerb und Innovationen. 

 

 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 12 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Wird anstelle einer Anordnung gemäß 

Artikel 11 Absatz 1 ein finanzieller 

Ausgleich angeordnet, darf dieser nicht die 

Höhe der Lizenzgebühren übersteigen, die 

zu zahlen gewesen wären, wenn die 

betreffende Person um die Genehmigung 

ersucht hätte, das in Frage stehende 

Geschäftsgeheimnis für den Zeitraum zu 

nutzen, für den die Nutzung des 

Geschäftsgeheimnisses hätte untersagt 

werden können. 

Wird anstelle einer Anordnung gemäß 

Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben a und b 

ein finanzieller Ausgleich angeordnet, darf 

dieser nicht die Höhe der Lizenzgebühren 

übersteigen, die zu zahlen gewesen wären, 

wenn die betreffende Person um die 

Genehmigung ersucht hätte, das in Frage 

stehende Geschäftsgeheimnis für den 

Zeitraum zu nutzen, für den die Nutzung 

des Geschäftsgeheimnisses hätte untersagt 

werden können. 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 13 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden auf Antrag 

des Geschädigten anordnen, dass der 

Rechtsverletzer, der sich dessen bewusst 

war oder sich dessen bewusst gewesen sein 

müsste, sich eines rechtwidrigen Erwerbs 

oder einer rechtwidrigen Nutzung oder 

1. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die zuständigen Justizbehörden auf Antrag 

des Geschädigten anordnen, dass der 

Rechtsverletzer, der sich dessen bewusst 

war oder sich dessen bewusst gewesen sein 

müsste, sich eines rechtswidrigen Erwerbs 

oder einer rechtswidrigen Nutzung oder 
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Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

schuldig zu machen, dem Inhaber des 

Geschäftsgeheimnisses einen dem 

tatsächlich erlittenen Schaden 

angemessenen Schadenersatz leistet. 

Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses 

schuldig zu machen, dem Inhaber des 

Geschäftsgeheimnisses einen dem 

aufgrund der Rechtsverletzung tatsächlich 

erlittenen Schaden angemessenen 

Schadenersatz leistet. 

 Die Mitgliedstaaten können im Einklang 

mit ihren nationalen Rechtsvorschriften 

und Gepflogenheiten die Haftbarkeit von 

Arbeitnehmern für Schäden gegenüber 

ihren Arbeitgebern aufgrund des 

rechtswidrigen Erwerbs oder der 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

eines Geschäftsgeheimnisses des 

Arbeitgebers beschränken, sofern deren 

Handeln nicht vorsätzlich ist. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 14 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Bei der Entscheidung darüber, ob eine 

Publizitätsmaßnahme angeordnet wird, 

und bei der Bewertung ihrer 

Verhältnismäßigkeit berücksichtigen die 

zuständigen Justizbehörden, welchen 

Schaden eine solche Maßnahme der 

Privatsphäre und dem Ruf des 

Rechtsverletzers zufügen kann, wenn es 

sich bei diesem um eine natürliche Person 

handelt, den Wert des 

Geschäftsgeheimnisses, das Verhalten des 

Rechtsverletzers bei Erwerb, Offenlegung 

oder Nutzung des Geschäftsgeheimnisses 

und die Wahrscheinlichkeit einer weiteren 

rechtwidrigen Nutzung oder Offenlegung 

des Geschäftsgeheimnisses durch den 

Rechtsverletzer. 

3. Bei der Entscheidung darüber, ob eine in 

Absatz 1 genannte Maßnahmen 
angeordnet wird, und bei der Bewertung 

ihrer Verhältnismäßigkeit berücksichtigen 

die zuständigen Justizbehörden, ob durch 

die Informationen über den 

Rechtsverletzer die Identifizierung einer 

natürlichen Person ermöglicht würde und, 

falls ja, ob eine Veröffentlichung dieser 

Informationen gerechtfertigt wäre, 

insbesondere im Lichte folgender 

Kriterien: welchen Schaden eine solche 

Maßnahme der Privatsphäre und dem Ruf 

des Rechtsverletzers zufügen kann, das 

Verhalten des Rechtsverletzers bei Erwerb, 

Nutzung oder Offenlegung des 

Geschäftsgeheimnisses und die 

Wahrscheinlichkeit einer weiteren 

rechtswidrigen Nutzung oder Offenlegung 

des Geschäftsgeheimnisses durch den 

Rechtsverletzer. 
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VERFAHREN 

Titel Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
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